


BERND KRAFT 

Grenzüberschreitende Streitverkündung 
und Third Party Notice 



Tübinger Schriften 
zum internationalen und europäischen Recht 

Herausgegeben von 
Thomas Oppermann 

in Gemeinschaft mit 
Heinz-Dieter Assmann, Hans v. Mangoldt 

Wernhard Möschel, Wolfgang Graf Vitzthum 

sämtlich in Tübingen 

Band 39 



Grenzüberschreitende 
Streitverkündung und 

Third Party Notice 

Von 

Bernd Kraft 

Duncker & Humblot · Berlin 



Die Deutsche Bibliothek - CIP-Einheitsaufnahme 

Kraft, Bemd: 
Grenzüberschreitende Streitverkündung und Third Party 
Notice I von Bernd Kraft. - Berlin : Duncker und Humblot, 1997 

(Tübinger Schriften zum internationalen und europäischen 
Recht ; Bd. 39) 
Zugl.: Tübingen, Univ., Diss., 1995 
ISBN 3-428-08530-2 

NE:GT 

D21 
Alle Rechte vorbehalten 

© 1997 Duncker & Humblot GmbH, Berlin 
Fotoprint: Werner Hildebrand, Berlin 

Printed in Germany 
ISSN 0720-7654 

ISBN 3-428-08530-2 

Gedruckt auf alterungsbeständigem (säurefreiem) Papier 
entsprechend ISO 9706 9 



Vorwort 

Im Wintersemester 1989/90 besuchte ich an der Universität Tübingen einen 
Seminarvortrag mit dem Thema "Streitverkündung und Gewährleistungsan-
sprüche nach deutschem, französischem und englischem Recht unter Berück-
sichtigung der Zuständigkeitsfrage". Diese erste Berührung mit der grenzüber-
schreitenden Streitverkündung weckte mein Interesse am Thema, welches ich 
sodann zum Gegenstand meiner Dissertation machte. 

Die vorliegende Arbeit stellt zwei Möglichkeiten zur Beteiligung eines 
Dritten im Zivilprozeß vor. Daneben verfolgt sie das Anliegen, die Position 
und Situation des Streitverkündeten (Streitverkündungsempfängers) vermehrt 
in den Mittelpunkt der wissenschaftlichen Betrachtung der Streitverkündung 
zu rücken. Seine schutzwürdigen Interessen sollen ermittelt werden und bei 
der Frage der internationalen Zuständigkeit des Gerichts maßgeblichen Ein-
fluß erlangen. 

Zunächst war die vergleichende Untersuchung der Rechte Deutschlands, 
Englands und der USA geplant. Es zeigte sich jedoch sehr schnell, daß die 
reizvolle dritte Rechtsordnung den Rahmen dieser Arbeit sprengen würde. Zu 
Gunsten einer gründlichen Bearbeitung des europäischen Rechtszustandes ver-
zichtete ich daher auf die Einbeziehung des Rechts der USA. 

Das Buch berücksichtigt Literatur und Rechtsprechung bis zum August 
1994. Nach Fertigstellung erschien die dritte Auflage des Großkommentars 
zur ZPO von Wieczorek 1 Schütze. Diese Neuerscheinung wurde an einigen 
Stellen in den Anmerkungsteil eingearbeitet. 

Mein besonderer Dank gilt meinem 'Doktorvater', Herrn Professor Dr. D. 
Rothoeft, für seine umfassende Unterstützung während des Promotionsverfah-
rens. Die kritischen Anmerkungen meiner Freunde Dr. Bernd Mayer und 
Volkher Schweizer, von denen die Arbeit vor Fertigstellung unter großem 
Zeitaufwand zur Korrektur gelesen wurde, waren von unschätzbarem Wert. 

Die Arbeit ist meinen Eltern gewidmet, die meine Schul- und Studienzeit 
mit großer Geduld und Vertrauen unterstützt haben. 

Stuttgart, im Januar 1996 Bernd Kraft 
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Erster Teil 

Einleitung 

A. Gegenstand der Arbeit 

An einem Verfahren vor den ordentlichen Gerichten nehmen in Deutsch-
land nur zwei Parteien teil: der Kläger und der Beklagte. Sie begehren eine 
Entscheidung des Gerichts, von der grundsätzlich nur sie betroffen werden, I 
denn Folge dieser Regel, die als 'Zweiparteienprinzip' bezeichnet wird, ist, daß 
ein rechtskräftiges Urteil gemäß § 325 ZPO nur die Parteien des Rechtsstreits 
und ihre Rechtsnachfolger bindet, nicht aber Dritte.2 Dieser Grundsatz wird 
auch nicht durchbrochen, wenn in einem Verfahren mehrere Personen auf 
Kläger- oder Beklagtenseite als Streitgenossen im Sinne der §§ 59 ff. ZPO 
auftreten, denn hierbei handelt es sich nur um eine Verbindung mehrerer Ein-
zelklagen aus ZweckmäßigkeitsgrüDden.3 

Das Zweiparteienprinzip bildet wegen eines gegenläufigen Bedürfnisses in 
der Praxis einen Ausgangspunkt der vorliegenden Arbeit: Die tatsächliche 
Rechtspraxis beschränkt sich nämlich nicht auf Situationen, in denen nur zwei 
Seiten in einen Rechtsstreit verwickelt sind. Es kommt vielmehr häufig vor, 
daß weitere Personen mittelbar am Rechtsstreit beteiligt sind, ohne daß sie in 
die Position eines Klägers oder Beklagten aufrücken können. In einer solchen 
Situation entsteht das Bedürfnis, diese weiteren Personen entsprechend ihrer 
tatsächlichen Verwicklung am Rechtsstreit zu beteiligen. Dieses Bedürfnis läßt 
sich durch zwei sehr einfache Beispiele verdeutlichen, die freilich nicht alle 
Fallkonstellationen abdecken, in denen ein solches Bedürfnis auftreten kann:4 

l. C verkauft eine mangelhafte Sache an B, der sie wiederum an A weiter-
veräußert. 

2. B stellt Flugzeuge her. Die erforderlichen Propeller bezieht er vom hierauf 
spezialisierten C. Nachdem B eines seiner Flugzeuge an A verkauft hat, 
stürzt A aufgrund eines konstruktionsbedingten Mangels des Propellers ab. 

I Eibner "Möglichkeiten und Grenzen der StreitverkOndung", Dissertation: S. 5 f. 
1 ThomasIPutzo: § 325 Rn. 1. 
3 Eibner "Dissertation": S. 7 m. w. N.; ThomasIPutzo: Vorbemerkung § 59 Rn. 1. 
• Insbesondere beschränkt sich das BedOrfuis auf Beteiligung eines Dritten nicht - wie in unseren 

Beispielen - auf vertragliche Rechtsverhältnisse. 

2 Kraft 
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In beiden Fällen wird sich A zwecks Mängelbeseitigung oder Schadenser-
satz an seinen Vertragspartner B halten, denn er kennt nur B und war nur mit 
B in Kontakt. Obwohl also C letztlich der Verursacher des Mangels und des 
Schadens ist, kann er - läßt man deliktische Anspruche einmal außer Betracht 
- an einem Rechtsstreit zwischen A und B nicht als Partei beteiligt und insbe-
sondere nicht verklagt werden. Sofern B im Verfahren mit A verurteilt wurde, 
wird er in aller Regel versuchen. sich an C in einem weiteren Verfahren 
schadlos zu halten. Um dies zu erreichen, muß B eine gesonderte Klage gegen 
Cerheben. 

Hier steht B nun vor dem Problem, daß er im Verfahren gegen C die Man-
gelhaftigkeit der Sache beweisen muß, obwohl deren tatsächliche Beschaffen-
heit im Verfahren mit A bereits gerichtlich festgestellt wurde. Es könnte B 
nämlich widerfahren, daß er im Verfahren mit A verurteilt wird, weil das Ge-
richt die Mangelhaftigkeit bejaht, das (andere) Gericht diesen Mangel im Ver-
fahren mit C aber nicht annimmt und daher die Regreßklage gegen C abweist. 5 

In dieser Situation müßte B den Schaden des A tragen, obwohl dieser Schaden 
letztlich durch den C verursacht wurde. Dies wäre eine mißliche Folge des 
Zweiparteienprinzips, welches den B dazu zwingt, zwei voneinander unabhän-
gige Prozesse - mit A einerseits und mit C andererseits - zu fuhren. 

Anhand dieser Überlegungen wird deutlich, daß B ein erhebliches In-
teresse daran hat, daß C an die Ergebnisse des ersten Prozesses (mit A) 
gebunden wird. Dann nämlich könnte sich B eine erneute Beweisfüh-
rung hinsichtlich derjenigen Umstände (etwa der tatsächlichen Beschaf-
fenheit des Kaufgegenstands) ersparen. die bereits entschieden wurden, 
oder insgesamt vermeiden. daß in den beiden Verfahren unterschiedlich 
geurteilt wird. Wichtig ist fiir B auch, daß er die Bindung des C ohne 
oder gar gegen dessen Willen herbeiführen kann. Da ein Urteil zwi-
schen A und B nicht automatisch auf das Verhältnis von B und C ein-
wirkt, stellt die ZPO fiir derartige Situationen das Institut der Streitver-
kündung zur Verfügung.6 Mit ihr können sich teilweise deckende Sachver-
halte, die in zwei getrennten Prozessen entschieden werden, dadurch einer 

, Diese Situation wird von Eibner "Dissertation": S. 26 ff., insbesondere S. 27 f. als streitverkün-
dungstypische Notlage bezeichnet. 

• Die StreitverkOndung ist nach der Auffassung des BGH in Urteil vom 26.3.1987 in JR 1988, 
67,68 = NJW 1987, 1894 ein prozessualer Behelf, der in erster Linie den Interessen des Streitverkün-
ders dient: "Dessen Lage wird in den von § 72 ZPO erfaßten Fällen dadurch gekennzeichnet, daß er 
wegen der materiell-rechtlichen Verknüpfung der gegen verschiedenene Schuldner gerichteten Ansprü-
che gezwungen ist, mehrere Prozesse zu filhren, dabei aber Gefahr lAuft, alle zu verlieren, obgleich er 
zumindest einen gewinnen müßte. Durch die mit der Streitverkündung ermöglichte Bindungswirkung 
gem. §§ 74, 68 ZPO kann er sich dagegen schützen." 
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einheitlichen Beurteilung unterworfen werden, daß der Dritte - hier C - im spä-
teren Prozeß an die Ergebnisse des ersten Prozesses gebunden wird. 7 

Die mit der Beteiligung eines Dritten im Wege der Streitverkündung her-
vorgerufenen Probleme sind - neben entsprechenden Fragen im englischen 
Recht - Gegenstand der vorliegenden Arbeit. Die Untersuchung wird sich da-
bei auf diejenigen Probleme und Voraussetzungen konzentrieren, die im Zu-
sammenhang mit der Beteiligung eines ausländischen Dritten, der im Ausland 
wohnt, entstehen: der grenzüberschreitenden Streitverkündung. 

Auch im englischen Recht können wir eine vergleichbare Ausgangs- oder 
Problemlage feststellen, die bereits im Jahre 1873 vom englischen Richter 
Mellish mit folgenden Worten beschrieben wurde:8 

" .. .for it unquestionably is not the general rule o[ law that a judgment obtained by A. against B. 
is conclusive in an action by B. against C. On the contrary, the rule oflaw is otherwise. It is qui-
te plain that the ordinary rule o[ law is, that a judgment in rem is conclusive, but a judgment in-
ter partes is conclusive only between the parties and the persons claiming under them. " 

Die Wirkungen eines 'englischen' Urteils sind also - mit Ausnahme der 
judgments in rem,9 die erga omnes wirken - auf die Parteien und ihre 'Rechts-
nachfolger' (privies) beschränkt:o Dieser Grundsatz gilt in Englandll heute 
noch, weshalb auch das englische Recht besondere Institute zur unfreiwilligen 
Beteiligung eines Dritten bereithält: den interpleader und die third party no-
tice. Diese Rechtsinstitute des englischen Zivilprozesses bilden weitere Teile 
der vorliegenden Untersuchung. 

Die Beschränkung der Bindungswirkung eines Urteils auf die Parteien und 
ihre Rechtsnachfolger erfordert also im deutschen wie im englischen Recht 
Institute zur unfreiwilligen Beteiligung eines Dritten. Den Instituten beider 

7 Wegen des im deutschen Recht geltenden subjektiven Fehlerbegriffs kann die Streitverkündung 
in unseren Beispielen gegebenenfalls nicht in der Lage sein, das Vorliegen eines Mangels bindend fest-
zustellen. Dies liegt daran, daß in den gewilhlten Beispielen immer zwei voneinander unabhängige 
Verträge existieren, in denen jeweils die vertragsgemäße Beschaffenheit der Sache individuell und 
dementsprechend verschieden bestimmt sein kann. Die Streitverkündung kann in einem solchen Fall 
nur die tatsächliche Beschaffenheit des Gegenstands zum Zeitpunkt des Gefahr1lbergangs bindend fest-
stellen, vgl. im einzelnen Lüke "Die Beteiligung Dritter im Zivilprozeß": S. 324 f Etwas anderes kann 
jedoch gelten, wenn die Rechtsverhiltnisse der Beteiligten einem anderen als dem deutschen Sachrecht 
unterliegen. 

• Mellish, LJ in Gray v. Lewis, Parker v. Lewis(1873) 8 eh App 1035 at 1059-1060. 
• Judgments in rem sind Entscheidungen, die den Status einer Sache oder einer Person betreffen, 

HowardiCraneIHochberg "Phipson on Evidence": 33-19, S. 859. Dies sind z. B. Urteile, die über die 
dingliche Berechtigung an einem Gegenstand entscheiden, sowie Scheidungen. Wegen ihrer Wirkung 
erga omnes ist eine Drittbeteiligung in den ihnen zugrundeliegenden Verfahren überflüssig. Judgments 
in rem bleiben daher in der vorliegenden Untersuchung unberücksichtigt. 

,. Vgl. nurSchack"lZVR": Rn. 920. 
11 Vgl. nur Spencer BowerlI'urner "The Doctrine of Res Judicata": S. 198 ff. Siehe unten aus-

filhrlich im 4. Teil B. 11. 2., S. 283 ff. 


